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Donnerstag, 5 Juli 1800 .

Badischer Landtag .

18 . öffentliche Sitzung der Ersten Kammer
am Montag , den 2 . Juli 1900 .

Unter dem Vorsitz des Ersten Vicepräsidenten Freiherrn

Franz von Bodman .

(Ausführlicher Bericht .)

Am Regierungstisch : Finanzminister vr . Buchen -

bergcr , Steuerdirektor Geh . Rath Glöckner und

Ministerialrath Träger .
Die Sitzung wurde um 9 Uhr eröffnet .

Der Erste Vicepräsident begrüßte zunächst im

Namen des Hohen Hauses das neu ernannte Mligüeo

Herrn Prälaten v . Helbing und nahm ihm den ver¬

fassungsmäßigen Eid ab .

Hierauf wurden folgende neue Einläufe zurKennt -

niß des Hohen Hauses gebracht :

Entschuldigung des Herrn Frhrn . v . Berckheim für

heutige Sitzung .
Mittheilungen des Präsidiums der Zweiten Kammer

über :
1 . die Annahme des Gesetzentwurfs , Aenderung und

Ergänzung einiger Bestimmungen der Städteordnung be¬

treffend ;
2 . die unveränderte Annahme des von der Zweiten

Kammer eingebrachten Gösetzesvorschlags , die Abänderungen
einiger Bestimmungen der Gemeindeordnung für die
nicht unter die Städteordnung fallenden Gemeinden be¬

treffend ;
3 . die Annahme des Entwurfs eines Gesetzes , die Ver¬

mögenssteuer , vielmehr des Gesetzentwurfs , die Einschätzung
der Grundstücke und Gebäude zur Vermögenssteuer be¬

treffend ;
4 . die unveränderte Annahme des Gesetzentwurfs , den

Betrieb der Eisenbahn von Appenweier nach Oppenau
(Renchthalbahn ) betreffend ;

5 . die Beschlüße zu dem Gesetzentwurf , die Abänderung
des Einkommen - , Gewerb - , Wandergewerbe - und Kapital¬
rentensteuergesetzes betreffend ;

6 . die Annahme des Gesetzentwurfs , das Verfahren
bei der Veranlagung zu den direkten Steuern (Veranlagungs -

gesetz ) betreffend ;
7 . die Annahme des Gesetzentwurfs , die Aufhebung des

Pflastergeldes und die Ausscheidung von Landstraßen be¬
treffend ;

8 . die Beschlüsse zu dem Gesetzentwurf , die Abänder¬
ung des Berggesetzes vom 22 . Juni 1890 betreffend ;

9 . die Beschlüsse zu dem Gesetzentwurf , die Untheilbar -
keit der Grundstücke betreffend ;

10 . den Beschluß zu dem in der zweiten Kammer ein¬

gebrachten Antrag wegen authentischer Erklärung des 8 5
des Beamtengesetzes betreffend ;

11 . die Beschlüsse zu dem Gesetzentwurf , betreffend die

Zwangserziehung und die Bevormundung durch Beamte
der Armenverwaltnng ;

12 . die Annahme des Gesetzentwurfs , Aenderungen des
Elementarunterrichtsgesetzes betreffend ;

13 . den Beschluß des Nachtrags zum Budget für
1900/1901 , HauptabtheilungIII , Ausgabe TitellLLß ?
— Universitätsbibliothek Heidelberg — betreffend .

Sekretär Frhr . v . Rüdt verliest folgende , neu ein¬
gekommenen Petitionen :

Eingekommen ist :
eine Petition der Gemeinde Hohenthengen , Jestetten ,

Bottstetten und mehrerer anderer Gemeinden des Amts¬
bezirks Waldshut um Genehmigung zur Erstellung einer
Eisenbahn betreffend ;

eine Petition der Rathschreiber Badens , Vornahme
der Revision des Gemeindebeamtenfürsorge -Gesetzes be¬
treffend .

Von einer geschäftlichen Behandlung derselben wurde
im Hinblick auf den bevorstehenden Schluß des Landtags
abgesehen .

Sodann wurde in die Tagesordnung eingetreten :

I.
Namens der Budgetkommission erstattete Frhr . von

Göler Bericht über den Gesetzentwurf , die Einschätzung
der Grundstücke und Gebäude zur Vermögens¬
steuer betreffend .

Der Berichterstatter gibt einleitend einen kurzen Rück¬
buck auf die Geschichte der badischen Steuerreform , die
dank dem Geschicke des Herrn Finanzministers einen er¬
freulichen Verlauf genommen habe .

Das jetzt vorliegende Ergebniß dieser Reformarbeit sei ,
daß die Steuerkapitalien mehr nach Berücksichtigung der
Ertragsverhältnisse herangezogen wurden . So
würde die Bildung der Waldsteuerkapitalien
durch Vervielfachung des Ertrags mit 25 , das Steuer¬
kapital des Kapitalvermögens durch Vervielfachung
der Rente mit 25 gewonnen , die gewerblichen Steuer¬
kapitalien seien nach einer progressiven Skala zu bil¬
den . Das Prinzip , daß die Steuerkapitalien den Kauf -

werthen zu entsprechen haben , gelte nur bei dem Grund¬

besitz — abgesehen vom Walde — und bei Gebäuden .

Der Schuldabzug sollte nach den Grundzügen der

Denkschrift der Regierung über die Steuerreform von

dem Vermögenssteuerwerthe eines Steuerpflichtigen nach dem

Kapitalwerthe seiner Schulden in vollem Betrage sich voll¬

ziehen ; der 8 7 des 'Vermögenssteuergesetzentwurfes be¬

grenze dieses Recht dahin , daß der Abzug der Hälfte der

Summe der veranlagten Vermögenssteuerwerthe nicht über¬

steigen dürfe . Sodann seien vom Steuerpflichtigen nicht
die Beträge seiner Kapitalschulden selbst , sondern die zu
entrichtenden Schuldzinsen anzugeben , aus denen alsdann

durch Vervielfältigung mit 20 der abzugsfähige Schuld¬

betrag gebildet werde . Dieses Verfahren habe seine Be¬

gründung in der Erwägung , daß die Leistungsfähigkeit des

Verschuldeten mehr durch die Höhe der zu entrichtenden

Schuldzinsen , als durch die Höhe der geschuldeten Kapital¬

beträge beeinträchtigt werde .
Die Berücksichtigung der Ertragsverhältnisse wäre für

ein reines Ertragssteuersystem eine gute Grundlage ; wenn
aber , wie in dem Vermögenssteuergesetzentwurfe vorge¬
schlagen werde , die Steuerkapitalien bald nach Kauf¬

werthen , bald nach dem Ertrage zu konstruiren seien und

trotzdem der gleiche Steuerfuß bei allen Vermögensarten
gelten solle , so müsse ein derartiges gemischtes System
zu Härten und bedenklichen Ungerechtigkeiten führen .
Redner erläutert dies an einem Beispiel . Das im Ver¬

mögenssteuergesetzentwurf enthaltene System erscheine der

Kommission nicht unbedenklich , doch sei sie nicht vor die

Frage gestellt , ob diesem Entwürfe die Zustimmung zu er -

theilen sei . Zur Verhandlung stünde vielmehr nur ein

Theilgesetz , das die neue Einschätzung der Grundstücke und
Gebäude zum Gegenstand habe . Die Erlassung eines

derartigen Theilgesetzes sei nach Ansicht der Kommission
unbedenklich , aber dies nur dann , wenn es unpräju -

dizirlich für die Gestaltung des künftigen Hauptgesetzes
abgefaßt werde . Ein künftiger Landtag dürfe durch ein

derartiges Theilgesetz in keiner Weise gebunden werden
und müsse freie Hand behalten , auf Grund des gewonne¬
nen Zahlenmaterials sich für das eine oder andere Steuer¬
system , für die Vermögens - oder die Ertragssteuer zu
entscheiden .

Die Kommission glaube die letztere Möglichkeit offen
halten zu müssen . Nur zwei Punkte seien es , die mit

einigem Rechte gegen die Ertragssteuern angeführt würden .

Zunächst tadle man an ihnen , daß sie an und für sich
kein der Entwickelung der Werthverhältnisse entsprechendes ,
natürliches Wachsthum besäßen und sodann , daß bei ihnen
der Schuldenabzug erschwert sei . Dem elfteren Mangel
könne durch eine Revision der Kataster für die nächsten
Jahre abgeholfen werden und es stehe nichts im Wege ,
eine Bestimmung über regelmäßig wiederkehrende Neu¬

einschätzungen in größeren Städten aufzunehmen . Den

Schuldenabzug anlangend , sei zuzugeben , daß ein
solcher bei dem System einer Vermögenssteuer einfacher
durchzuführen sei ; eine Unmöglichkeit für ihn liege aber
auch bei Ertragssteuern nicht vor . Es handle sich um
keine prinzipielle , sondern nur um eine steuertechnische Frage ,
die sich lösen ließe und deren technische Schwierigkeiten
keinen zwingenden Grund für den Uebergang zu einem
neuen Steuersystem abgeben könne . Nach den Ausfüh¬
rungen des Kommissionsberichts der Zweiten Kammer
würden die Ergebnisse der Einschätzung nach den Bestim¬
mungen des Gesetzentwurfs für eine Ertragssteuer nicht
anwendbar sein , weil die Einschätzung zum Zwecke einer
Vermögenssteuer nach anderen Grundsätzen als zum Zwecke
einer Ertragssteuer , nämlich nach Kaufwerthen der jüng¬
sten Zeit zu geschehen habe . Theoretisch sei dies zuzu¬
geben , praktisch für den vorliegenden Fall nicht , denn das
Prinzip der Einschätzung nach Kaufwerthen sei schon im
Entwürfe und durch die Beschlüsse der Zweiten Kammer
durchbrochen und dem Ertragssteuersystem näher gebracht ,
wie er bereits ausgeführt habe .

Die Kommission könne die Annahme des Theilgesetzes
nur dann anempfehlen , wenn jedes Präjudiz auf die Ge¬
staltung des künftigen Hauptgesetzes aus ihr entfernt werde
und beantrage deshalb schon in der Ueberschrift des Ge¬
setzes die Worte zur Vermögenssteuer zu streichen und
dann entsprechend dem 8 1 folgende Fassung zu geben .

8 i .
Zum Zwecke einer Reform der direkten Steuern

sind die im Großherzogthum gelegenen Grundstücke
und Gebäude , sowie das Bergwerkseigenthum neu
einzuschätzen , soweit nicht dieses Gesetz deren Frei¬
lassung von der Einschätzung ausdrücklich anordnet .

Ferner werde beantragt :
in 8 5 Absatz 1 zu setzen „ Besteuerung

"
anstatt

Vermögensbesteuerung ;
in 8 5 Absatz 3 zu setzen „ Steuerwerths

"
anstatt

Vermögenssteuerwerths ;
in 8 11 . 8 14 Absatz 4 und 8 19 , 8 24 Absatz 2

zu setzen „ Steuerwerth
"

anstatt Vermögenssteuerwerth ;
in 8 24 Absatz 1 zu setzen „ Steuer " statt Ver¬

mögenssteuer .
Hierauf wurde die allgemeine Diskussion eröffnet .

Finanzminister vr . Buchenberger ist den Ausfüh¬
rungen des Herrn Berichterstatters mit Aufmerksamkeit
gefolgt und dankt ihm für die im allgemeinen freundliche
Beurtheilung , die unser Reformwerk gefunden , insbeson¬
dere also dafür , daß er für die Zustimmung zu dem jetzt der

Verabschiedung harrenden Gesetzentwürfe sich ausgesprochen
hat . Nicht dasselbe Maß von Genugtuung könne er
natürlich darüber empfinden , daß der Herr Berichterstatter den

Endzielen der Reform , wie sie in dem ursprüng¬
lichen an die Kammern gelangten Gesetzentwurf zum Aus¬
druck gebracht worden sind — etwas skeptisch gegen¬
übersteht . Es ist zwar von Seiten der Kommission , wie

auch von Seiten des Herrn Berichterstatters , dem jetzt
vorliegenden Gesetzentwurf gegenüber , der die Neukata -

strirung der land - und forstwirtschaftlichen Grundstücke
und Gebäude auf der Basis der Verkehrs - oder Ver¬

mögenswerte vorsieht , ein Widerspruch nicht ent¬

gegengesetzt worden . Dagegen wird die Meinung ver¬
treten , daß man auf der Grundlage dieser neuen Kata -

strirungsmethode nicht notwendig zur Zusammenfassung
der neu sestgestellten Vermögenssteuerwerthe zu einem
einheitlichen Vermögenswerte , also nicht notwendig
zum System der Vermögenssteuer , zu gelangen
brauche , und daß insbesondere auch die Frage des

Schuldenabzugs nicht mit unbedingter Notwendigkeit
diese Lösung im Sinne der Herbeiführung einer Ver¬

mögenssteuer bedingt . Der Herr Berichterstatter hat da¬
bei in seinen heutigen Ausführungen zur Stütze seiner
Auffassung darauf hingewiesen , daß wir selber in der

Durchführung des Vermögenssteuergesetzes nicht ganz kon¬

sequent und folgerichtig vorgegangen sind , daß unser ur¬

sprünglicher Entwurf einigermaßen auch von Ertrags¬
steuerartigen Elementen durchsetzt sei . Es wird im An¬

schluß daran die Meinung vertreten , daß man auch auf
Grundlage der neuen Katastrirungsergebnisse an einer

Sonderbesteuerung der einzelnen Hauptkategorien von

Vermögen — Grund und Boden , Gebäude , gewerbliche
Betriebskapitalien , bewegliches Kapitalvermögen — fest -

halten könnte , wie seither . Für eine solche Lösung ist
dabei geltend gemacht worden die Möglichkeit der Fest¬
setzung differenzieller Steuerfüße für die einzelnen
Vermögenssteuerarten , und es wird mit der Möglichkeit
einer Einführung solcher differenziellen Steuerfüße mit
dem Jnslebentreten der Reform mit einer gewissen Wahr¬
scheinlichkeit gerechnet . Im Hinblick auf diesen Stand¬
punkt ist die Kommission mit einer gewissen Aengstlich -
keit darauf bedacht gewesen , aus dem jetzt vorliegen¬
den Gesetzentwurf alles zu entfernen , was einigermaßen
präjudizierlich wäre für die Einführung einer Ver¬
mögenssteuer . Redner kann nun zwar namens der
Großh . Regierung erklären , daß diese mehr oder weniger
redaktionellen Aenderungen einem Widerspruch nicht
begegnen , daß sie aber allerdings den Motiven , die für
diese Stellungsnahme maßgebend waren , nicht in vollem
Umfange beipflichten kann . Er , der Minister , könne
zwar heute nicht sagen , in welcher endgiltigen Gestalt
seiner Zeit das Gesetz über die Reform der direkten
Steuern , wenn die neuen Katasterirungsergebnisse vor¬
liegen , an die Volksvertretung gelangen wird und ob
ausnahmslos an den Grundlinien des ursprünglichen
Vermögenssteuergesetzentwurfs festgehalten werden wird .
Aber das möchte er als feine — rein persönliche —

Auffassung jedenfalls zum Ausdruck bringen : daß er für
eine Reform in der vom Herrn Berichterstatter in Aus¬
sicht genommenen Weise d . h . für eine Art Ertrags¬
steuers Hst em im Sinne der Aufrechterhaltung
spezialisirt geführter Kataster und im Sinne der
Einführung differenzieller Steuerfüße für die
einzelnen Vermögenskategorien , entsprechend der supponirten
Verschiedenheit des durchschnittlichen Ertrages der einzelnen
Vermögenssteuerwerthe , sich schwerlich bereit finden lassen
könnte . Es werde trotz alledem , was der Herr Bericht¬
erstatter zur Stütze seiner Auffassung beigebracht hat ,
außerordentlich schwierig , wenn nicht unmöglich sein ,
über diese thatsächliche durchschnittliche Verschiedenheit
der Rentabilität der einzelnen Hauptvermögensarten , ge¬
messen an dem künftigen Steuerwerth der einzelnen Ver¬
mögensarten , zu einer Einigung zu gelangen ; das würde
einen Kampf „ Aller gegen Alle "

entfachen , und der
Ausgang könnte dann unter Umständen nur ein negativer
sein .

Bei der grundsätzlichen Auffassung , von der der geehrte
Herr Berichterstatter in seinen heutigen Ausführungen und
in seinem gedruckten Bericht sich hat leiten lassen , ist ,
wie Redner glaubt , ein Moment nicht ganz genügend
berücksichtigt worden , daß wir nämlich bereits eine Ein¬
kommensteuer haben , welche jede Erwerbsgruppe und
jeden einzelnen Steuerpflichtigen genau nach Maß¬
gabe seines Einkommens , seines erzielten Rein¬
ertrages , besteuert . Es würde daher in gewissem Sinne
ein Superfluum sein , neben dieser Einkommensteuer noch¬
mals das Vermögen nach Maßgabe seines muthmaßlichen
Reinertrages einer besonderen Besteuerung zu unterziehen :
denn das käme auf eine Art Doppelbesteuerung
hinaus . Was wir wollen , ist , daß zur Einkommensteuer
als solcher eine Art Vermögenssteuer tritt , die eben das

Vermögen als solches trifft , gleichviel , ob dieses
Vermögen produktiv oder unproduktiv angelegt ist , gleich -



viel , ob , wenn es produktiv angelegt ist , es sich
hoch oder weniger hoch verzinst . Ob ein Waldbesitz
parkartig oder nach sorstmännischen Grundsätzen bewirth -
schaftet wird , ob ein Gebäude von dem Besitzer für sich
allein bewohnt oder nach Grundsätzen der höchsten Erträge
lichkteit ausgeützt wird , ob ein Gewerbe zur
Zeit nur einen geringen Ertrag abwirft , oder ob
es florirt — das sind alles Momente , die bei
der Einkommensteuer in durchschlagender Weise zur
Geltung gelangen , aber nach unserer Auffassung für
die zur Einkommensteuer hinzutretende Besteuerung des
Bermögensbesitzes als solchen nicht von ausschlaggebender
Bedeutung sein sollen . Es dürfte kaum möglich sein , von
vornherein sestzustellen , ob 100 000 M . , je nachdem sie in
landwirthschaftlichem oder forstwirthschastlichem Gelände ,
oder in gewerblichen Betriebskapitalien oder in Gebäuden
angelegt sind — ob und mit welchem durchschnittlichen
Reinertrag dieses Vermögen sich verzinst : die Hauptsache
im Sinne unserer Auffassung und im Geiste des von uns
geplanten Gesetzes ist die Thatsache , daß eben jemand ein
Vermögen von 100 000 M . besitzt . Dieses Vermögen
macht ihn um das Doppelte leistungsfähiger , als wie einen
andern , dernur50000M . und ums vierfache leistungsfähiger ,
als einen andern , der nur 25 000 M . besitzt . Das ist also nach
unserer Auffassung der Kernpunkt der Sache , daß wir
zur Einkommensteuer als solcher den Vermögensbesitz als
solchen einer besonderen , einer Extrabesteuerung unter¬
werfen wollen . Das ist der Kernpunkt und der Weg , den
man beschreitet , um zur Feststellung des Werthes
des Vermögens zu gelangen , das ist nicht von
entscheidender Bedeutung . Bezüglich dieses Weges muß
man mit den gegebenen thatsächlichen Schwierig¬
keiten der Werthseststellung rechnen . Man kann
also , ohne daß das Vermögenssteuerprinzip als solches
preisgegeben wird , sehr wohl behufs Ermittelung des
laufenden Werthes von Vermögenstheilen auch den Weg
von Ertragsberechnungen schreiten . Das hatten
wir beispielsweise für die Waldungen vorgeschlagen ,
weil eben bei Waldungen ein anderer Weg , als derjenige ,
mittelst Ertragswerthberechnungen den Werth festzustellen ,
überhaupt nicht gegeben ist .

Eines kann dem Herrn Berichterstatter zugegeben werden ,
daß nämlich , wenn er bezüglich der Wirkung einer mit
einem einheitlichen Steuerfuß operirenden Vermögens¬
steuer eine Ungleichmäßigkeit des Besteuerungsdruckes
poraussetzt und diese Ungleichmäßigkeit des Steuerdruckes
an einzelnen Beispielen zu illustriren versuchte , allerdings
in dem von uns ursprünglich vorgelegten Gesetzentwürfe
das bewegliche Kapital gegenüber von anderen Kapital¬
arten steuerlich privilegirt erschien , insofern nach
unseren Vorschlägen die Festsetzung des Werthes des be¬
weglichen Kapitalvermögens nicht nach dem Kurswerth ,
sondern in einer für die Steuerpflichtigen günstigeren
Weise im Anschluß an die seitherige Veranlagungsmethode
erfolgte . Es ist aber keine Prinzipienfrage , sondern eine
reine Opportunitätsfrage , wie man bezüglich der
Veranlagung des beweglichen Kapitals bei der Neuordnung
Vorgehen soll . Würden seiner Zeit beide Häuser des
Landtags übermäßige Schwierigkeiten darin nicht erblicken ,
daß die Steuerpflichtigen genöthigt werden , nach dem Kurs¬
werth zu fatiren , würde weiterhin die Volksvertretung der

Meinung sein , daß an der seitherigen steuerlich privilegir -
ten Stellung des beweglichen Kapitalbesitzes gegenüber
allen anderen Vermögensarten nicht sestgehalten werden

soll — so wird dieser Punkt ein Hinderniß für eine

Einigung zwischen Regierung und Volksvertretung nicht
abgeben .

Redner habe das Bedürfniß empfunden , hier nochmals
in aller Kürze das , was uns in unseren beiderseitigen
Auffassungen zunächst noch trennt , hervorheben zu
sollen ; für das Schicksal des jetzt vorliegenden Gesetzent¬
wurfs wird ja diese Hervorhebung des Trennenden von
entscheidender Bedeutung nicht sein . Das Hohe Haus
wahrt sich die volle Freiheit der Entschließung
bezüglich der endgiltigen Lösung dieser Sache ; aus dem
gleichen Standpunkt steht auch die Großh . Regierung .
Redner glaubt aber , sich der Hoffnung hingeben zu dürfen ,
daß wenn wir an die endgiltige Lösung der Sache heran¬
treten , eine größere Annäherung der beiderseitigen Stand¬
punkte möglich sein wird .

Angesichts dieser in gewissem Sinne noch vorhandenen
Diskordanz muß Redner es dankbar anerkennen , daß die
Kommission das , was uns im gegenwärtigen Augenblick
noch trennt , in den Hintergrund geschoben und das ,
worin wir einig sind , in den Vordergrund gerückt
hat und deshalb trotz alledem dazu gekommen ist , die An¬

nahme dieses Gesetzentwurfes mit einigen Aenderungen ,
die regierungsseitig nicht beanstandet werden , dem Hohen
Hause zu empfehlen . Einig aber sind wir alle darin , daß
unsere jetzigen Kataster , insbesondere das Gebüudekataster ,
vollständig antiquirt sind ; einig sind wir auch darin , daß ,
was die andern Gesetzentwürfe anbclangt , diese ebenfalls
eine ganze Reihe materieller Verbesserungen des geltenden
Steuerrechts mit sich bringen . Redner ist der Kommission
und insbesondere den drei Herren Berichterstattern um so
mehr zu Dank verpflichtet für ihre Arbeit , die sie geleistet
haben , als bekanntermaßen nur eine sehr kurze Spanne
Zeit für diese Arbeiten zur Verfügung gestanden hat und
infolge dessen es aller Spannkraft der geehrten Herren
Berichterstatter bedurfte , um dieses große Pensum Arbeit
noch vor Thorschluß fertig zu bringen . Redner bittet
zum Schluß das Hohe Haus , dem Gesetzentwurf mit den
Abänderungsanträgen der Kommission die Zustimmung
ertheilen zu wollen .

Frhr . v . Göler gibt seiner Befriedigung über die
Stellung der Regierung gegenüber den Anträgen der

Kommission Ausdruck und will daran noch eine kurze
Bemerkung knüpfen . Die Steuerreform sei zwar nöthig ,
doch nicht so nöthig , daß sie alsbald durchgeführt würde .
Er halte es für fraglich , daß es möglich sei , den Steuer¬
fuß von 15 auf 10 Pf . herabzusetzen . Die Vermögens¬
steuer werde vielfach als eine Steuer der Reichen ange¬
sehen und man werde versuchen , mit ihrer Einführung
andere Steuern in Wegfall zu bringen , so die Fleisch -
und die Weinaccise . Der Herr Finanzminister habe auf
das Prinzip der Vermögenssteuer hingewiesen , daß diese
eine Ergänzung zur Einkommensteuer sein solle . Das sei
nur in solange richtig , als das Prinzip des Kaufwerths
uneingeschränkt in Geltung sei . Sei dies aber durch¬
brochen , dann habe man es nicht mehr zu thun mit der
Größe des Vermögens — Vermögenssteuerwerth einer¬
seits — Einkommen andererseits — oder mit Ertrags¬
steuerwerth und Einkommenssteuerwerth : daß dies für
landwirthschaftliche Verhältnisse mißlich sein könne , habe
er oben angeführt , mißlich könnte es auch sein für das
Gebiet der Gewerbesteuern . Seither sei ja auch der
Kapitalwerth , der Verkaufswerth des Betriebskapitals , zu¬
gleich Steuerkapital gewesen , dies habe man gerne ge¬
tragen , da es einem Prinzip entsprochen hätte . Jetzt
würde das Prinzip durch die Einfügung einer , wenn auch
geprüften doch willkürlichen Skala von Zusätzen geändert .
Es werde ein Kapital von 25 000 M . um 10 Proz . der
nächstfolgenden Klasse gegenüber erleichtert , allein dieser
Betrag sei doch nicht so geartet , daß derselbe einen sozial¬
politischen Zweck erfülle .

Redner hält es nicht für richtig , in eine Sachensteuer
sozialpolitische Momente hineinzutragen , er sei durchaus kein
Gegner von Sozialpolitik und habe die Berücksichtigung
der Forderungen derselben bei dem Einkommensteuergesetz
freudig begrüßt . Dort habe man aber den ganzen Mann
vor sich . Beim Einkommensteuergesetz würde Redner dem
Finanzminister gerne die Hand zu noch weitergehenden
Erleichterungen bieten .

In der hierauf eröffnten Spezialdiskussion kam der
Berichterstatter nochmals auf die oben bereits erwähnten
Abänderungsanträge der Kommission zurück . Es wurde
sodann der Schlußantrag der Kommission :

„ Die Hohe Erste Kammer wolle
1 . den Gesetzentwurf mit den von der Budget¬

kommission vorgefchlagenen Aenderungen genehmigen ,
und

2 . die Petitionen der Städte , soweit sie sich auf
den vorliegenden Gesetzentwurf beziehen , als durch
Annahme des letzteren erledigt erklären "

in namentlicher Abstimmung einstimmig angenommen .

II .

Geh . Kommerzienrath Dissens erstattete hierauf
Namens der Budgetkommission Bericht über den Gesetz¬
entwurf , die Abänderung des Einkommen - ,
Gewerb - , Wandergewerbe - und Kapital -
rentensteueuergesetzes betreffend und führte ungefähr
Folgendes aus : Der vorliegende Entwurf will das Ein¬
kommensteuergesetz nach verschiedenen Richtungen abändern ;
es soll in Einklang gebracht werden mit dem zu er¬
lassenden Vermögenssteuergesetz , den Bestimmungen des
neuen bürgerlichen Rechts und endlich soll er verschiedene
Aenderung erfahren durch Verwcrthung in der Praxis
gemachter Erfahrungen : Nachdem der Dermögenssteuer -
gesetzentwnrf nicht zur Verabschiedung gelange , kämen die
durch denselben bedingten Aenderungen in Wegfall , dagegen
ergebe sich als Folge die Nothwendigkeit , nicht bloß
mehrere Bestimmungen des Gesetzentwurfs über die Ab¬
änderung des Einkommensteuergesetzes , sodann auch einige
Vorschriften des Gewerbe - , Wandergewerbe - und Kapital¬
rentensteuergesetzes einer Aenderung zu unterziehen . Die
hiernach erforderlich werdenden Abänderungen jener Gesetze
sollen dem vorliegenden Entwürfe , der alsdann einen
erweiterten Titel erhalte , angegliedert werden .

Bezüglich der Aenderungen des Gewerb st euer -

gesetzes sei kurz zu erwähnen , daß in demselben die
Streitfrage , wo ein Gewerbe als betrieben zu betrachten
sei , gesetzgeberisch gelöst werden solle .

Auf das Einkommensteuergesetz zurückkommend ,
hebt Rendner die folgenden Bestimmungen desselben be¬
sonders hervor .

Durch den Entwurf sei die Familienbesteuerung
neu geregelt worden , und zwar schon mit Rücksicht auf
die Rechtsverhältnisse des Bürgerlichen Gesetzbuches und
dann aber auch auf gewisse Härten , die einzelnen Bestim¬
mungen anhafteten . Die vorgenommenen Milderungen be¬
rühren insbesonders die Vorschriften über die Einkommen¬
besteuerung der Kinder und der Ehefrauen .

Die Bestimmungen des Entwurfs , wonach Reichs -
ansländer , welche des Erwerbs wegen im Großherzog¬
thum ihren Wohnsitz haben , ein Jahr steuerfrei zu lassen ,
dann aber , sofern sie keinen Wohnsitz und keine entspre¬
chende Besteuerung in ihrem Heimathsorte Nachweisen
können , mit ihrem gesammten Einkommen beizuziehen
seien , begrüße die Kommission freudig . Es habe die seit¬
herige steuerliche Behandlung insbesondere in größeren
Städten böses Blut gemacht .

Es sei soeben hierzu noch eine Petition eingekommen , doch
dürfte sich dieselbe , da sie keine Unterschriften trägt , zur
geschäftlichen Behandlung nicht eignen .

Die Besteuerung der Konsumvereine nach dem Ent¬
wurf erkenne die Kommission als gerechtfertigt an , da ihre
Leistungsfähigkeit seit der Zeit ihres Bestehens wesentlich
erstarkt sei . Eine Steuerfreiheit derselben würde von den
durch die Konsumvereine hart bedrängten Zwischenhändlern
als eine Unbilligkeit empfunden werden .

Die Erhöhung der Steuerfreigrenze sei ein
Akt staatsmännischer Einsicht . Es sei erfreulich , daß die
Erhöhung der Freigrenze aus eigener Initiative der Re¬
gierung hervorgegangen sei .

Die Kommission sei mit dem Beschluß der Zweiten
Kammer bezüglich der Veranlagung der wandelbaren
Bezüge durchaus einverstanden , da nach ihrer Auf¬
fassung die Forderung einer Fassion nach dem durchschnitt¬
lichen Ergebniß früherer Jahre den Steuerpflichtigen die
Aufstellung seiner Steuererklärung und der Behörde die
Ausübung der Kontrole gleichmäßig erschwere .

Auf die Frage der Besteuerung der Gesell¬
schaften mit beschränkter Haftung wolle er
später zu sprechen kommen .

In einem Schlußworte wirft Redner einen kurzen Rück¬
blick auf die Geschichte und die Erfolge des Einkommen¬
steuergesetzes , das durchaus den auf dasselbe gesetzten Er¬
wartungen gerecht worden sei , ja dieselben noch über¬
troffen habe . Zunächst als Ergänzungssteuer gedacht , sei
es zu einer Hauptsteuer ausgestaltet worden , die es er¬
möglicht , die Leistungsfähigkeit bis in die feinsten Nuancen
zu erfassen . Man sei nicht stehen geblieben , das Gesetz
sei durch eine Novelle im Jahre 1894 verbessert worden ;
auch die in Berathung stehende Vorlage habe eine weitere
Verbesserung desselben zum Ziele . Der Berichterstatter
stellt schließlich den . Antrag :

Die Hohe Erste Kammer wolle
1 . Dem Gesetzentwurf , die Abänderung des Ein¬

kommen - , Gewerb - , Wandergewerbe - und Kapital¬
rentensteuergesetzes betreffend , in der Fassung der
Hohen Zweiten Kammer ihre Zustimmung er¬
theilen ;

2 . die Petition der Städte , sowie diejenige der
Handelskammern für die Kreise Mannheim , Frei¬
burg , Heidelberg - Eberbach , Karlsruhe - Baden ,
Konstanz , Offenburg - Ettenheim - Lahr , Lörrach -
Waldshut - Schopfheim , die Schwarzwälder Han¬
delskammer für den Kreis Villingen und Amt
Neustadt , soweit sie sich auf den vorliegenden
Gesetzentwurf beziehen , als durch dessen Annahme
erledigt erklären .

In der Generaldiskussion meldete sich Niemand mehr
zum Wort . Dieselbe wurde geschlossen und in die Spe¬
zialdebatte eingetreten .

Artikel I . Zu L . Absatz I .

Geh . Kommerzienrath Dissen « : Die Kommission habe
sich mit allen gegen eine — und zwar Redners — Stimme
mit dem Vorschläge des Entwurfs einverstanden erklärt ,
demzufolge die Gesellschaften mit beschränkter Haftung den
Aktiengesellschaften in steuerlicher Hinsicht gleichzustellen
und somit der Einkommenssteuer zu unterwerfen seien .
Redner halte den Gedanken , von dem der Entwurf aus¬
gehe , nämlich daß die Gesellschaft mit beschränkter Haf¬
tung als eine der Aktiengesellschaft gleichartige oder doch
überwiegend ähnliche Gesellschaftsform zu betrachten sei , für
einen unrichtigen . Er halte die Steuerprivilegirung der
Gesellschaften mit beschränkter Haftung für gerechtfertigt .
Es werde dem gegenüber die Befürchtung geäußert , daß
die Steuerfreiheit viele Aktiengesellschaften veranlassen
könnte , sich in Gesellschaften mit beschränkter Haftung um¬
zuwandeln . Dieser Befürchtung lege er keinen übergroßen
Werth bei ; denn die Form der Gesellschaft mit beschränkter
Haftung sei nicht für alle Unternehmungen praktisch ver¬
wendbar . Redner erläutert dies an einem Beispiel . Ganz ,
unbegründet seien die geäußerten Besorgnisse aber auch
nicht ; es könnte aber durch eine Differenzirung in der
steuerlichen Behandlung leicht abgeholfen werden . Die
Steuerbefreiung könnte auf diejenigen Gesellschaften be¬
schränkt bleiben , welche sich nicht bloß mit dem Ka¬
pital , sondern auch mit ihrer Arbeit an der Füh¬
rung des Unternehmens betheiligten . Weiter dürfe
nicht gegangen werden ; denn sonst rufe man Unge¬
rechtigkeiten hervor . Um zu sehen , wie schwer diese
Ungerechtigkeit auf den Betroffenen als Doppelbesteuerung
laste , müsse auf den Unterschied zwischen den beiden Ge¬
sellschaftsarten bezüglich der Vermögensbetheiligung zu¬
rückgegangen werden . Bei der Gesellschaft mit beschränkter
Haftung trete abweichend von der Aktiengesellschaft das
kapitalistische Moment in den Hintergrund und das Mo¬
ment der persönlichen Arbeit in den Vordergrund . Bei
der Aktiengesellschaft erfolge die Betheiligung nur mit
einem Bruchtheil des Vermögens , anders sei dies bei der
Gesellschaft mit beschränkter Haftung . Die ganze Wucht
der Doppelbesteuerung werde derjenige empfinden , der aus
legitimen Gründen — er nenne beispielsweise die „ Fami¬
liengründung

" — sein Geschäft aus einer offenen Handels¬
gesellschaft in eine solche mit beschränkter Haftung über¬
führe . Es träfe ihn auf einmal die doppelte Steuerlast
und da frage er , welche Rechtsgründe rechtfertigen
diese Erscheinung ?

Leider ermögliche es die vorgeschrittene Zeit der Session
nicht mehr , eine Abänderung des Regierungsentwurfes
herbeizuführen und er tröste sich damit , daß später eine
Revision des Gesetzes seine Auffassung berücksichtigen würde .

Ministerialrath Tröger : Der Standpunkt der Re¬

gierung ist der , daß die Gesellschaft mit beschränkter
Haftung eine Mittelstellung einnehme zwischen offener
Handelsgesellschaft und Aktiengesellschaft , daß sie aber der

letzteren näher stehe und in steuerlicher Beziehung gleich
einer Aktiengesellschaft zu behandeln sei . Die Regierung
stehe in dieser Hinsicht im Einklang mit der Rechts¬
sprechung des badischen Verwaltungsgerichtshofes und auch
mit der ständigen Judikatur des preußischen

'
obersten Ver¬

waltungsgerichtes .



-Es sei nun heute ausgeführt worden , daß die steuerliche

Gleichstellung der Aktiengesellschaft und der Gesellschaft

init beschränkter Haftung eine Unbilligkeit enthalte gegen¬

über den aus sogenannten Familiengründungen hervor -

gangenen Gesellschaften mit beschränkter Haftung .
Steuerlich könne hier aber nicht unterschieden werden ,

was als Familiengründung und was nicht als solche an¬

zusehen sei . Man habe sich vor Aufstellung der fraglichen

Bestimmung bei andern Staaten umgesehen , wie in diesen
die Frage behandelt würde . Hessen , Sachsen stünden auf
demselben Standpunkte wie der Regierungsentwurf ; auch
die nicht zur Durchführung gekommene württembergische
Steuerreform habe die gleiche Bestimmung enthalten hin¬

sichtlich der steuerlichen Behandlung der Gesellschaften mit

beschränkter Haftung .
Daß das preußische Einkommcnssteuergesetz diese Gesell¬

schaften steuerfrei lasse , sei dadurch erklärt , daß das Gesetz
über die Gesellschaft mit beschränkter Haftung jüngeren
Datums sei als das Einkommenssteuergesetz . Redner

zweifelt nicht , daß die preußische Regierung bei einer Re¬

vision des Einkommensteuergesetzes gleichfalls die Be¬

steuerung der Gesellschaft mit beschränkter Haftung in

den Entwurf ausnehmen werde . Bayern könne zum Ver¬

gleich nicht herangezogen werden , da die bayerische Ge -

werbebesteucrnng anders gestaltet sei , als unsere Gesetz¬

gebung . Bei der Gestaltung des in , Reiche geltenden

Rechts könne die Negierung keinen andern als den im

Entwurf zum Ausdruck gebrachten Standpunkt einnehmen .

Zu Ziffer 14 .

Kommerzicnrath Krasst : Das früher in Geltung

gewesene Prinzip , wonach „ wandelbare Bezüge
" bei

Bemessen des Einkommens nach dem durchschnittlichen
Ergebniß der letzten drei Kalender - beziehungsweise Ge¬

schäftsjahre anzunehmen seien , wäre durch den Beschluß
der Zweiten Kammer dahin geändert worden , daß die¬

selben nach dem thatsächlichen Ergebniß des letzten
Kalender - oder Geschäftsjahres , sofern sie aber noch nicht
ein Jahr lang fließen , nach dem muthmaßlichen Ergebniß
des laufenden Jahres in Ansatz zu bringen seien . In
der Regierungsbegründung und in dem Berichte der Kom¬

mission des Hohen Hauses sei ausgeführt , es läge in

dieser Neuerung ein Vorzug , da die früheren Berechnungen
leicht zu Verschleierungen Anlaß geben könnten . Redner
kann diese Bedenken nur in eingeschränktem Maße als

zutreffend anerkennen . Dagegen sieht er in der fraglichen
Neuerung insofern einen Nachtheil , als bei ihr jede geringe
Schwankung des Einkommens eine Aenderung des Steuer¬
anschlags herbeiführen könnte . Diese Schwankungen lägen
aber nicht im Interesse des Staates und in dem der
Steuerpflichtigen , am allerwenigsten aber in demjenigen
der Gemeinden , die vielfach auf den Ertrag derartiger
gewerblicher Unternehmungen angewiesen wären . Die

Schwankungen brächten eine Unstetigkeit in den Gemeinde¬

haushalt und hätten schließlich noch oft sehr gehässige
Steuerprozesse zur Folge . Das bisherige System halte
er für besser , doch sehe er davon ab , einen Abänderungs¬
antrag zu stellen .

Redner will noch eine kurze Bemerkung machen im
Hinblick auf die Veranlagung nach dem jetzigen Steuer¬
system . Der Regierungsentwurf enthalte eine Bestimmung ,
daß in Fällen , wo ein Verlust in einem Jahre vor¬
gekommen sei , dieser mit Null einzusetzen sei ; nun werde
bei der Veranlagung zur Einkommensteuer nach verschie¬
denen Gesichtspunkten veranlagt , und es wäre leicht denk¬
bar , daß ein übereifriges Schatzungsrathsmitglied auf die
Idee käme , daß das dort aufgestellte Prinzip auch hier
Anwendung finde , daß z . B . die in der Landwirthschaft
erlittenen Verluste mit Null eingesetzt und nicht abgezogen
werden sollten . Er bitte deshalb die Regierung , in der
zu erlassenden Vollzugsverordnung eine Anordnung dahin
zu erlassen , daß das Prinzip , das für die Regierungs¬
vorlage ausgestellt sei , in keinem Falle Anwendung finden
solle , auf die Veranlagung des einzelnen Steuer¬
pflichtigen .

Steuerdirektor Geh . Rath Glöckner : An den letzten
vom Herrn Vorredner erwähnten Gegenstand anknüpfcnd ,
könne er die Versicherung abgeben , daß die Regierung
schon vor Jahren eine bestimmte Instruktion dahin aus¬
gegeben habe , daß Verluste , die an einer Kategorie des
Einkommens erlitten worden waren , an dem Reinertrag
aus anderen Kategorien abgezogen werden dürfe .

Schwieriger sei die Frage , ob , solange die dreijährige
Durchschnittsberechnung für wandelbare Bezüge maßgebend
fei , die Verluste eines Jahres an den Gewinnen anderer
Jahre abgezogen werden dürfen , oder ob nicht bei der Veran¬
schlagung das Erträgniß .des Verlustjahres mit Null eingesetzt
werden soll . Früher habe man die Verluste nicht abziehen
»asten , jetzt sei eingeräumt worden , die Verluste an den
Gewinnen der nächsten Jahre abziehen zu lassen . Hier¬
aus seien schwierige Verhältnisse entstanden , die auch dazu
geführt hätten , daß die Verluste auf Jahre hinaus nach -
Mogen wurden . Auf Grund der Erfahrung , die die
Steuerverwaltung gemacht habe , könne er versichern , daß
dre bisherigen Bestimmungen bei der Veranlagung nach
dreijähriger Durchschnittsberechnung zu sehr erheblichen

Schwierigsten und Anständen geführt haben . Zu einer
größeren Klarheit werde man gelangen , und alle die vielen
Ilnzuträglichkeiten vermeiden , wenn die Berechnung nach
dem erfolgt , was der Steuerpflichtige im Vorjahre that -
sächlich eingenommen hat . Er bitte dringend von weiteren
Beanstandungen des Artikel 12 , wie er in dem anderen
Hohen Hause gefaßt worden sei . abzusehen .

Geh . Kommerzienrath Dissen 6 : Der Kommisfions -
Lencht sei auf die von dem Herrn Kommerzienrath Krafft
«aufgeworfene Frage nicht näher eingegangen , da diese nur

theoretischer Natur sei . Die Kommission kann übrigens
die Ausfassung der Negierung und der Kommission der

Zweiten Kammer nicht theilen . Sie ist der Meinung ,
daß jedes Jahr mit seinem wirklichen Ertrag zu ver¬

anschlagen ist . Als steuerbares Einkommen sollte nur

das erachtet werden , was nach Abwägen von Gewinn und

Verlust übrig bleibe , das andere Verfahren sei ein will¬

kürliches , insofern anstatt eines wirklichen Ertrags ein

fiktiver angenommen werde . Dies gelte auch dann , wenn

das Ergebniß nach einer Durchschnittsberechnung auf¬

gestellt werde .
Es wurde hierauf die Debatte geschlossen und der An¬

trag der Kommission in namentlicher Abstimmung ein¬

stimmig angenommen .
' III .

Geh . Kommerzienrath Sander berichtet hierauf über
den Gesetzentwurs , das Verfahren bei der Veran¬

lagung zu den direkten Steuern betreffend
(Veranlagungsgesetz ) . Bezüglich des in der Generaldis¬
kussion Ausznführenden nimmt er Bezug auf den gedruck¬
ten Kommissionsbericht und tritt sodann mit Genehmi¬

gung des Ersten Vicepräsidenten in eine Erörterung der

einzelnen Bestimmungen des Entwurfs ein .

Zu 8 2 .
Der Gesetzentwurf bestimme , daß der Schatzungsrath

einer Gemeinde aus dem Bürgermeister oder bei dessen
Verhinderung aus dessen Stellvertreter und je nach der

Einwohnerzahl aus weiteren Mitgliedern gebildet werde .
Er bestimme weiter , daß der Bürgermeister oder dessen
Stellvertreter den Vorsitz im Schatzungsrath führe . Um

auch im Wortlaut des Gesetzes diese Bestimmung klar

zum Ausdruck zu bringen beantrage die Kommission
den 8 2 wie folgt zu fassen :

Der Schatzungsrath einer Gemeinde wird aus dem

Bürgermeister und bei dessen Verhinderung aus seinem
Stellvertreter und

1 . in Gemeinden unter 2 000 Einwohnern aus drei ,
2 . in Gemeinden von 2 000 bis ausschließlich 5 000

Einwohnern aus fünf ,
3 . in Gemeinden von 5 000 bis ausschließlich 20 000

Einwohnern aus sieben ,
4 . in Gemeinden von 20 000 bis ausschließlich 50 000

Einwohnern aus zwölf ,
5 . in Gemeinden von 50 000 bis ausschließlich 100 000

Einwohnern aus fünfzehn ,
6 . in Gemeinden mit 100 000 und mehr Einwohnern

aus achtzehn Mitgliedern gebildet .
Den Vorsitz führt der Bürgermeister oder dessen Stell¬

vertreter .
Zu 8 3 .

8 3 bestimme im ersten Satz :
Die Mitglieder des Schatzungsraths sind aus der Zahl

der in der Gemeinde zu den direkten Steuern veranlagten
Ortseinwohnern in der Art zu entnehmen , daß die ver¬
schiedenen Berufsklassen nach Thunlichkeit in angemessener
Weise vertreten sind . Die Kommission ist der Meinung ,
daß nicht nur die verschiedenen Berufsklassen zu vertreten
sind , sondern auch die verschiedenen Besitzklassen . Dadurch
dürfte in ländlichen Gemeinden verhütet werden , daß
wohl verschiedene Berufsklasseu , aber nur gleiche Besitz¬
klassen dem Schatzungsrath angehören .

Die Kommission beantrage im ersten Satz hinter das
Wort verschiedenen beizufügen

„ Besitz und "

Im 8 4 habe die Zweite Kammer eine redaktionelle
Aenderung vorgenommen ( „ Anhörung

"
statt „ Hörung

"
) .

Die Kommission sei damit einverstanden .
Die zweite Aenderung sei grundsätzlicher Art . Die

Verpflichtung solle nicht handgelübdlich , sondern eidlich
erfolgen .

Die Kommission erachte die im Gesetzentwurf vorge¬
sehene handgelübdliche Verpflichtung als durchaus genü¬
gend und zweckentsprechend . Redner führt hierauf das im
Kommisfionsberichte Niedergelegte aus und stellt den
Antrag auf Wiederherstellung der Regie¬
rungsvorlage .

Zu 8 12 .
Die Kommission sei mit den Aenderungen , die das

andere Hohe Haus vorgenommen habe , einverstanden .

Zu 8 25 (26 ) .
Hier würden dem Pflichtigen in anzuerkennender Weise

große Erleichterungen gewährt .
Bezüglich der vorgeschriebenen Beschwerdefrist von 14

Tagen sei zu bemerken , daß die Bestimmung des Artikel 20
des Katastergesetzes von 1854 nicht ausgenommen worden
sei . Diese Bestimmung habe gelautet : „ Werden die für
die Berufung , beziehungsweise Oberberufung , bestimmten
Fristen versäumt , so ist die Beschwerde für das Steuer¬
jahr , dessen Kataster beim Ab - und Zuschreibetermin fest¬
zustellen war , verfallen , kann aber im nächsten Jahr
wieder ausgenommen werden .

"

Das Wort verfallen sei verschieden ausgelegt worden ;
die eine Ansicht sei gewesen , daß daraus die Beschlüsse
des Schatzungsrathes bei Fristversäumniß rechtskräftig
würden , und damit eine Katasterberichtigung für das
laufende Jahr nicht mehr möglich wäre . Die andere
Ansicht habe das „ verfallen

"
so aufgefaßt , daß bei Frist¬

versäumniß nur die Beschwerde gegen die Feststellung des
Katasters für das laufende Jahr verfallen sei . nicht aber

j
das Recht auf Rückvergütung der zu Ungebühr angesetzten
Steuer , welches bei späterem Ab - und Zuschreiben inner¬
halb der Verjährungsfrist geltend gemacht werden konnte .

Der Großh . Verwaltungsgerichtshof habe die letztere An¬
sicht zur Geltung gebracht und auch der Gesetzentwurf
hat sich dieser Ansicht angeschloffen .

Zu 8 26 (27 ) .

Hier finde sich in Absatz 2 eine von der zur Zeit im
Gewerbesteuergesetz Artikel 32 Absatz 2 und im Einkom¬
mensteuergesetz Artikel 21 Absatz 3 abweichende Bestimmung .

In den beiden oben angeführten Steuergesetzen sei den
Pflichtigen bei Beschwerden und Klagen die Auflage ge¬
macht , den Nachweis der Beschwerung zu bringen . Jeder¬
zeit den vollen Nachweis zu erbringen , werde bei Ver -

mögensverhältniffen sehr schwer , ja nicht immer möglich
sein , so daß die Gerichte in den letzten Fällen die Be¬
schwerden abweisen müssen .

Der neue Gesetzentwurf bringe nun den Pflichtigen
sowohl bei der Beschwerde als bei der Klage eine wesent¬
liche Erleichterung dahin gehend , „ daß nicht der volle
Nachweis zu erbringen ist , sondern nur daß die behauptete
Beschwerung thatsächlich zu begründen und die Beweise
dafür anzutreten sind

"
. Die Beweise seien sowohl der

Steuerdirektion als dem Verwaltungsgerichtshof gegenüber
so vollständig wie möglich zu erbringen , so jedenfalls durch
Vorlage von Urkunden , Geschäftsbüchern , Jnventarien rc . rc .

8 29 nun 8 30

bestimme , daß der Vorsitzende und die Mitglieder des

Schatzungsrathes für ihre Dienstverrichtungen in dieser
Eigenschaft Gebühren erhalten sollen , sofern der Schatzungs¬
rath es bei Beginn der Amtsperiode beantrage .

Zur Zeit sei das Amt eines Schatzungsrathsmitglieds
ein Ehrenamt , infolgedessen die Mitglieder keinerlei Ge¬

bühren erhalten , im Gegensatz zu den Mitgliedern des

Schatzungsausschusses , die Gebühren beziehen . Daß heutigen
Tages derjenige , welcher für ein versehenes Amt Gebühren
erhalte , dadurch im Vertrauen seiner Mitbürger verliere ,
sei wohl nicht zu befürchten . Dagegen werden thatsächlich
Versäumnisse bei Gebührenbezahlung namentlich bei den

ländlichen Schatzungsrathsmitgliedern weniger häufig Vor¬
kommen wie bisher . Die Verhältnisse liegen in Stadt
und Land verschieden . Da das Ab - und Zuschreiben in
die Monate April — Juli falle , eine Zeit in welcher die

Feldgeschäfte sehr drängen , so lasse sich nicht in Abrede

stellen , daß an die ländlichen Schatzungsrathsmitglieder
große Anforderungen gestellt werden , umso größere , wenn

noch zum Arbeitsersatz bezahlte Leute angestellt werden

müssen . In den größeren Städten liegen die Verhältnisse
nicht so schwierig , die Mitglieder können sich doch leichter
von anderen Arbeiten frei machen , die städtischen Aemter ,
Stadtrath und Stadtverordnete , seien ebenfalls Ehren¬
ämter und beanspruchen eine viel häufigere und zeitrau¬
bendere Arbeit als das Amt eines Schatzungsrathes .

Die Hohe Zweite Kammer habe die Beschlußfassung
des Schatzungsrathes hinsichtlich der Gebührenzahlung auf¬
gehoben und den 8 29 nun 8 30 im ersten Absatz in
folgender Fassung angenommen :

„ Die Gemeinde kann beschließen , daß dem Vorsitzenden ,
sowie den Mitgliedern des Schatzungsrathes für ihre
Dienstverrichtungen Gebühren nach Maßgabe der Ge¬
bührenordnung aus der Gemeindekasse bezahlt werden .
Die Gemeinde ist berechtigt , die bezahlten Gebühren bei
der Staatskasse behufs Rückersatzes zu liquidiren .

"

Im zweiten Absatz werde zum Schluß beigefügt „ aus
der Staatskasse

"
.

Die Kommission wolle in Uebereinstimmung mit der
Hohen Zweiten Kammer dem Schatzungsrath die Be¬
schlußfassung nicht übertragen , jedoch einen Unterschied
zwischen größeren Städten und den Landgemeinden zum
Ausdruck bringen . Sie sei der Meinung , daß prinziell
nach wie vor das Amt eines Schatzungsrathsmitgliedes
ein Ehrenamt sein soll und beantrage , den 8 29 nun
8 30 in nachstehender Fassung anzunehmen .

Im ersten Absatz : „ Das Amt eines Schatzungsraths
ist ein Ehrenamt . In Gemeinden von 4 000 und
weniger Einwohnern kann jedoch die Gemeinde be¬
schließen

"
, den übrigen Theil des ersten Absatzes in

der Fassung der Hohen Zweiten Kammer .
Mit der Beifügung im zweiten Absatz ist die Kom¬

mission einverstanden . .
Es sei ferner eine Petition der Städte der Städte¬

ordnung eingekommen , die an dem Entwurf in den
88 9 , 23 und 29 Ausstellungen mache . Redner trägt
in dieser Hinsicht das im Kommissionsberichte enthaltene
vor .

Kommerzienrath Krafft ist dagegen , daß die Schatzungs¬
rathsmitglieder Gebühren in irgend einem Falle beziehen
können und stellt den Antrag , über 8 30 (früher 29 ) be¬

sonders abzustimmen . 8 30 wird sodann mit allen gegen
zwei Stimmen angenommen .

Hierauf wurde der Antrag der Kommission ,

„ Hohe Erste Kammer wolle dem Gesetzentwurf ,
das Verfahren bei der Veranlagung zu den direkten
Steuern betr . (Veranlagungsgesetz ) in der durch
die Hohe Zweite Kammer gegebenen Fassung mit den
in 8 2 , 3 , 4 und 8 29 nun 8 30 beantragten Ab¬

änderungen genehmigen .
2 . Die Petition der Städte der Städteordnung ,

soweit sich dieselbe auf den vorliegenden Gesetzent¬
wurf bezieht für erledigt erklären .

Der Antrag wurde in namentlicher Abstimmung ein¬

stimmig angenommen .

Schlu ß der Sitzung 11 */» Uhr ._ ,
Verantwortlicher Redakteur : Julius Satz in Karlsruhe .



Central - Güterrechts -Regifter für das Großherzogthnm Bade »'
Achern . C:100

In das Güterrechtsregister Band I
Sette 38 wurde eingetragen :

Götz , Friedrich , Apotheker zu
Renchen und Alice geb. Duvernoh .

Nach Vertrag vom 6 . April 1900
wird die Errungenschaftsgemeinschaft
nach § 1519 ff . B .G .B . gewählt .

Achern , den 27 . Juni I960 .
Großh . Amtsgericht .

Boxberg . C :Ivl .
Nr . 8268 . In das Güterrechtsregister

Band I Sette 15 wurde heute einge¬
tragen :

Ludwig Fischer , Landwirth und
Witwer von Schwabhausen und Karo -
lina Friederike Friedrich von Hirsch¬
landen haben durch Ehcvertrag vom
2 . Mai 1900 zur Regelung ihrer zu-
künftigen Vermögens - und Gemein -
schaftsverhältnifse die Errungenschafts -
gemeinschaft nach 88 1519 ff . des
Bürgerl . Gesetzbuches bestimmt .

Boxberg , den 21 . Juni 190V.
Großh . Amtsgericht .

Donaueschiuge « . C .123
In das Güterrechtsregister Band I ,Seite ^ 6/18 wurde eingetragen :
1 . Schmied Balthasar Vetter in

RiedbShringen und Sophie geb. Dold ;
durch Vertrag vom 20 . Juni 1900 ist Er¬
rungenschaftsgemeinschaft gemäß §81519
ff . B .G .B . vereinbart .

2 . Landwirth Xaver Morath in
Bachheim und Magdalena , geb Schrovp ;
durch Vertrag vom 20 . Juni 1900 ist Er¬
rungenschaftsgemeinschaft gemäß 881519
ff. B .G .B . vereinbart .

3 . Müller Adolf Held in Dög -
gingen und Maria , geb. Bader ; durch
Vertrag vom 13 . Juni 1900 ist Er¬
rungenschaftsgemeinschaft gemäß 881519
ff . B .G .B . vereinbart .

Donaueschingen , den 27 . Juni 1900 .
_ Gr . Amtsgericht II .

Boxberg . C .202
Nr . 8452 . In das Güterrechtsregister

Band I wurde heute eingetragen :
1 . Seite 16 . Landwirth Julius

Herold und Lina Rösch von Nnter -
wittstadt haben durch Ehevertrag vom
2 . Mai 1900 als Güterrecht die Er
rungenschaftsgemeinschaft des Bürger¬
lichen Gesetzbuches bestimmt .

2 . Seiten . Flaschner Julius Stock
und Theresia Klohe von Balleuberg
haben durch Ehevertrag vom 11 . Mai
1900 als Güterrecht die Errungenschafts¬
gemeinschaft des Bürgerlichen Gesetz¬
buches bestimmt .

Boxberg , den 27 . Juni 1900 .
Gr . Amtsgericht .

Bruchsal . C,192
In das diesseitige Güterrechtsregister

wurde eingetragen :
1 . Band I , Seite 31 , am 28 . Mai 1900 .
Franz Werte , Techniker in Bruch¬

sal und Elisabetha , geb. Hanagarth .
Durch Vertrag vom 1 . Mai 1900 haben
diese Eheleute die von der Ehefrau in
die Ehe eingebrachten beweglichen Sachen
für Vorbehaltsgut erklärt und verein¬
bart , daß im Uebrigen unter ihnen die
Errungenfchaftsgemeinschaft nach Maß¬
gabe der 88 1519 ff . des B .G .B . gelten
soll.

'

2 . Band I , Seite 27 , am 18 . Mai 1900 .
Hermann Engel , Gastwirth zu

Bruchsal und Katharina , geb. Huber .
Durch Vertrag vom 9 . Mai 1900 haben
diese Eheleute ihren am 11. Oltober
1882 zu Reichenhall errichteten Ehe¬
vertrag aufgehoben und zur Beurthei -
lung ihrer ehelichen Güterrechtsverhält -
niffs das Gediug der allgemeinen Güter¬
gemeinschaft nach 881 ^37 ff. des B G .B .
gewählt .

3 . Band I . Seite 28 , am 21 . Mai 1900 .
Friedrich Seitz , Expeditor zu Unter -

öwisheim und Maria Lina , geb. Ber -
nauer . Durch Vertrag vom 16 . Mai
1900 haben diese Eheleute als Norm
ihrer ehelichen Güterrechtsverhältniffe
Gütertrennung im Sinne der 88 1426
bis 1431 mit Wirkung vom 16 . Mai
ab vereinbart .

4 . Band l , Seite29 . am21 . Mai1900 .
Anton Reifer , Gastwirth zu Zeu -

thern und Luise , geb. Schweitzer . Durch
Vertrag vom 11 . Mai 1900 haben diese
Eheleute als Norm ihrer ehelichen
Güterrechtsverhältniffe die Errungen¬
schaftsgemeinschaft im Sinne der
88 1519 ff . des B .G .B . vereinbart . Die
ausschließlich zum Gebrauch der Frau
bestimmten Sachen blieben Vorbehalts¬
gut der Frau .

5 . Bandl,Seite30,am27 . Mai 1900 .
Josef Allgaier , Müller zu

Oestringen und Maria Anna , geb.
Uhl . Durch Vertrag vom 23 . Mai 1900
haben diese Eheleute als Norm ihrer
ehelichen Güterrechtsverhältnisse die
Gütertrennung im Sinne der 88 1426 ,
1431 des B .G .B . vereinbart und zwar
mit Wirkung vom genannten Tage ab .

6 . Band I , Seite 32 , am 28 . Mai 1900 .
Heinrich Bohner , Landwirth zu

Langenbrücken und Petrolina , geb .
Pfeifer . Durch Vertrag vom 5 . Mai
1900 haben diese Eheleute vereinbart ,
daß unter ihnen die Gütertrennung
nach Maßgabe der 88 1427 ff. des B .
G .B . gelten soll.

7 . Band I , Seite 33 . am 28 . Mai 1900 .
Gustav Oppenheimer , Kaufmann

zu Untergrombach und Friederika , geb.
Bär . Durch Vertrag vom 26 . April
1900 bezw . Nachtrag hiezu vom 16 . Mai
1900 haben diese Eheleute zur Beur -
theilung ihrer ehelichen Güterrechtsver¬
hältniffe das Geding der Errungen¬
schaftsgemeinschaft im Sinne der 881518
des B .G .B . gewählt

8 . Bandl,Seite34 . am51 . Mai 1900 .
Paul Ludwig , Gastwirth zu Bruch¬

sal und Elisabetha , geb . Steiner . Durch
Vertrag vom 25 . Mai 1900 haben
diese Eheleute als Norm ihrer ehelichen
Güterrechtsverhältniffe die Gütertren¬
nung gemäß 881427 —1431 des B -G .B .
vereinbart .

Bruchsal , den 31 . Mai 1900 .
Großh . Amtsgericht I .

Durlach . C102
Güterrechtsregister , Eingetragen .
1 . Ziemann , Gustav , Kaufmann

in Durlach und Karoline geb . Schell :
Gütertrennung .

2 Schöpfte , Karl Georg , Kauf¬
mann in Langensteinbach und Karo -
linc geb Ncff : Errungenschafrsgeniein -
schaft.

Großh . Amtsgericht .
Freiburg . C .162
^ In das Güterrechtsregister Bd . I ,Seite 109 wurde eingetragen :

a ) Schupp , Hermann , Architekt in
Zähringen und Sophie , geb. Holzer .

Durch Vertrag vom 2 . Juni 1900
wurde die Errungenfchaftsgemeinschaft
gemäß 88 1519 ff . B .G .B . vereinbart .

Borbehaltsgut der Ehefrau sind die
ausschließlich zu ihrem persönlichen Ge¬
brauche bestimmten Sachen , insbesondere
Kleider , Schmucksachen, Arbettsgeräthe .

Seite 110 . b ) Wohleb , Xaver ,Sattler in Umkirch und Theresia , geb .
Fuchs .

Durch Vertrag vom 21 . Juni 1900
wurde die Errungenfchaftsgemeinschaft
gemäß 88 1519 ff . B .G .B . vereinbart .

Vorbehaltsgut der Ehefrau sind die
ausschließlich zu ihrem persönlichen Ge¬
brauche bestimmten Sachen , insbesondere
Kleider , Schmucksachen, Arbeitsgeräthe .

Seite 111 . e) Fes er , Karl , Maurer
in Zähringen und Rosine , geb. Schupp .

Durch Vertrag vom 2 . Juni 1900
wurde die Errungenfchaftsgemeinschaft
gemäß 881519 ff . des B .G .B . vereinbart .

Vorbehaltsgut der Ehefrau sind die
ausschließlich zu ihrem persönlichen Ge¬
brauchs bestimmten Sachen , insbesondere
Kleider , Schmucksachen, Arbeitsgeräthe .

Freiburg , den 26 . Juni 1900 .
_ Gr oßh . Amtsgericht .
Geugeubach . CJ54

Zuur Güterrechtsregister wurde ein¬
getragen :

Bd - 1, S . 16. Riehle , Karl , Land¬
wirth in Zell a . H . , Zinken Neuhausen
und Franziska , geb . Ketterer .

Durch Vertrag vom 22 . Juni 1900
wurde allgemeine Gütergemeinschaft ver¬
einbart .

Bd . I , S . 17 . Huber , Anton .
Waldarbeiter in Nordrach und Maria
Anna , geb . Hoserer .

Durch Vertrag vom 23 . Juni 1900
wurde allgemeine Gütergemeinschaft
vereinbart .

Bd . I , S . 15 . Willmann , An¬
dreas , D .enstknccht in Zell a . H . und
Theresia , geb . Kraemer , Witwe des
Schuhmachers Ludwig Pfundstein .

Durch Vertrag vorn 16 . Juni 1900
wurde allgemeine Gütergemeinschaft
vereinbart .

Gengenbach , den 30 . Juni 1900 .
Gr . Amtsgericht .

Heidelberg . C .128
Zum Eüterrechtsregister wurde ein¬

getragen :
1 . Zu Seite 75 . Bartholomäus

Stadler , Gärtner in Ziegclhausen
und Eva , geb . Boppel . Nach 8 1 des
Ehevertrags vom 25 . April 1900 ist
völlige Gütertrennung gemäß 88 1426
ff . B .G .B . festgesetzt .

2 . Auf Seite 76 . Andreas Kern ,
Wagner in Meckesheim und Charlotte ,
geb. Wörz . Nach 8 1 des Ehevertrags
vom 28 . Februar 1900 ist die Errungen -
schaftsgemeinschaft gemäß 88 1519 ff .
B .G .B . festgesetzt .

Heidelberg , den 23 . Juni 1900 .
Auf Seite 77 des Güterrechtsregisters

wurde eingetragen :
Karl Kaufmann , Kaufmann in

Heidelberg und Elsa , geb. Joseph .
Durch Ehevertrag vom 19 . Juni 19 0
ist Errungenschaftsgemeinfchaft verein¬
bart .

Heidelberg , den 25 . Juni 1900 .
Großh . Amtsgericht .

Heidelberg . C .161
Auf Seite 78 des Güterrechtsregisters

wurde eingetragen :
Otto Ulm , Kaufmann in Heidel¬

berg und Wilhelmine , geb. Oster . Durch ^
Ehevertrag vom 25 . Mai 1900 ist Er - .
rungenschafsgemeinschaft vereinbart .

Heidelberg , den 28 . Juni 1900 .
_ Großh - Amtsgericht ._
Karlsruhe . C,81

In das diesseitige Güterrechtsregister
wurde zu Band I eingetragen :

1 . Seite 165 . Ehegatten : Dannen¬
mai e r , Bernhard , Maurer zu Dax -
landen und Pauline , geb. May .

Nr . 1 . Durch Ehevertrag vom 13 . Mai
1900 wurde Errungenfchaftsgemeinschaft
gemäß 88 1519 ff. B G .B . vereinbart
und das im Ehevertrage bezeichnete be¬
wegliche Vermögen als Borbehaltsgut
der Ehefrau erklärt .

2. Seite 166 . Ehegatten : Hainle ,Karl , Buchhalter zu Karlsruhe und
Emma , ged. Gamber .

Nr . 1 . Durch Ehevertrag vom 16.
Mai 1900 wurde die Errungenschafts -
gemeinschaft gemäß 88 1519 ff . B .G .B .
vereinbart .

3 . Seite 167 . Ehegatten : Höferlin ,
Gustav , Badmeister zu Karlsruhe und
Katharina , geb . Fröhlich .

Nr . 1 . Durch Ehevertrag vom 29.
Mai 1900 wurde Errungenschaftsge -
meinschaft gemäß 88 1519 ff. B .G .B .
vereinbart .

4 . Seite 168 . Ehegatten : Träger ,
Johann , Fabrikarbeiter zu Karlsruhe
und Rosine , geb. Bastian .

Nr . 1 . Durch Ehevertrag vom 23.
Mai 1900 wurde Gütertrennung gemäß
88 1426 ff . B .G .B . vereinbart .

5 . Seite 169 . Ehegatten : Schuppin ,
Gottfried , Werkmeister zu Karlsruhe
und Anna . geb. Schaufler .

Nr 1 . Durch Ehevertrag vom 14.
Mai 1800 wurde Errungenschaftsge¬
meinschaft gemäß 88 1519 ff . B .G .B .
festgesetzt und die im Ehevertrage be-
zeichneten Fahrnisse als Vorbehalts, ;ut
der Ehefrau erklärt .

6 . Seite 170 . Ehegatten : Fritz ,
Heinrich Theodor , Uhrmacher zu Karls¬
ruhe und Bertha , geb. Spitzer .

Nr . 1 . Durch Ehevertrag vom 11.
Mai 1900 wurde die allgemeine Güter¬
gemeinschaft gemäß 88 1437 ff . B .G .B .
vereinbart .

7 . Seite 171 . Ehegatten : Braun ,
Hermann Heinrich , Wirth zu Karls¬
ruhe und Marie , geb. Echtle .

Nr . 1 . Durch Ehevertrag vom 2 . Juni
1900 wurde Gütertrennung gemäß
88 1426 ff . B .G .B . vereinbart .

8 . Seite >72 . Ehegatten : Meister ,
Gustav , Schieferdecker zu Karlsruhe
und Marie Luise Amelie , geb- Warth .

Nr . 1 . Durch Ehevertrag vom 30.
Mai 1900 wurde Gütertrennung des
B .G .B . vereinbart .

Großh . Amtsgericht Abtheilung III .
Kehl . C70

In das Güterrechtsregister Band I,Seite 8 wurde unterm Heutigen einge¬
tragen :

Baschang , Friedrich , Kaufmann
zu Freistett und Emma geb . Schnecken¬
burger .

Durch Vertrag vom 18 . Mai 1900
ist die Errungenschaftsgemeinschaft der
KZ 1517 des B .G .B . vereinbart .

Kehl, den 25 . Juni 1900 .
Großh . Amtsgericht .

Mosbach . C .157
Güterrechtsregister . Reimold , Wil¬

helm , Bäcker und Kaufmann in Hoch¬
bauten und Lisette , geb. Maylandt .
Der Ehevertrag vom 5 . Juni 1900
setzt vollständige Gütertrennung fest .
Als Einbringen und Alleineigenthum
der Frau wird die häusliche Einrich¬
tung , ( Möbel , Bettung , Weißzeug u . dgl )
bezeichnet. Die Ehefrau überläßt die
Verwaltung und Nutznießung ihres
Vermögens ihrem Manne . Mosbach ,
den 18 . Juni 1900 . Gr . Amtsgericht .

Mosbach . C .160
Güterrechtsregister O .Z . 23 . König ,

August , Schreiner in Mosbach und
Regina , geb . Schück. Errungenfchafts¬
gemeinschaft nach 88 1519 ff . B .G .B .
Mosbach , den 23 . Juni 1900 . Gr . Amts¬
gericht.

Mannheim . C99
In das Güterrechtsregistcr Baud I

wurde eingetragen :
I . Seite 199 : Schlesinger , Dr .

Leopold , Rechtsanwalt in Mannheim
und Frankfurt a . M . und Josefiue
Franziska geb . Adler .

Nr . 1 . Durch Vertrag vom 23 . Mai
1900 ist Gütertrennung vereinbart .

2 Seite 200 : Krämer , Philipp
Stadimisstonar in Mannheim und
Frieda geb . Krämer .

Nr . 1 . Durch Vertrag vom 28 . Mat
1900 ist Errungenschaftsgemeinschaft
vereinbart .

3 . Seite 201 : Maier , August ,
Landwirth in Ladenburg und Helene
gev . Wolf .

Nr . 1 . Durch Vertrag vom 4 . Mai
1900 ist Errungenschaftsgemeinschaft
vereinbart .

Borbehaltsgut der Frau sind die in
der Anlage des Vertrages verzeichneten
Grundstücke und Fahrnisse .

4 . Seite 202 : Lehmann , Karl ,
Glasmaler in Mannheim und Maria
geb. Rieleder .

Nr .1 . DurchVertrag vom 7 . Mai 1900
ist Gütertrennung vereinbart .

Mannheim , den 22 . Juni 1900 .
Großh . Amtsgericht III .

Seite 4 . Kirsch , Wilhelm , Land¬
wirth in Steinsfurth und Karolina ,
geb. Holzwarth .

Durch Ehevertrag vom 14 . Mai 1900
wurde die Errungenschaftsgemeinschaft
gemäß 8 1519 — 1548 B .G .B . gewählt .
Die in dem Ehevertrag aufgeführten
Fahrnisse der Braut sind für Vorbe -
baltsgut erklärt .

Seite 5 . Müller , Jakob , Land¬
wirth in Hilsbach und Christine , geb.
Funk .

Durch Ehe - und Erbvertrag vom 2.
Mai 1900 wurde die Errungenfchafts¬
gemeinschaft gemäß 88 1519 ff. B .G .B .
gewühlt .

Seite 6 . Bek , Leopold , Schmied in
Rappenau und Elisabetha , geb. Neukum .

Durch Ehevertrag vom 8 . Mai 1900
wurde die Errungenschaftsgemeinschaft
gemäß 8 1519 — 1548 B .G .B . gewählt -

Seite 7. Streng , Adam , Bier¬
brauer von Daisbach und Luise , geb.
Fink .

Durch Ehevertrag vom 5 . Mai 1900 -
wurde die Errungenschaftsgemeinschaft
gemäß 88 1519 ff . B G .B . gewählt .

Sinsheim , den 28 . Juni 1900 .
Gr . Amtsgericht .

Schopfheim . C .103
In das Güterrechtsregister wurde -

zu Band I , Seite 12 eingetragen :
Kuchenmüller , Max , Postasststent

in Schopfheim und Luise Hölterhoff .
Durch Vertrag vom 23 . Mai 1900 ist
die Errungenschaftsgemeinschaft nach
den Bestimmungen der 88 1519 ff. des
B .G .B . vereinbart . Vorbehaltsgut der
Ehefrau ist das jetzige in dem bei den
Registerakten befindlichen Verzeichniß ,
näher beschriebene und künftige Bei¬
bringen .

Schopfheim , den 21 . Juni 1900 .
Gr . Amtsgericht .

Lahr . C,156
Zum Güterrechtsregister Bd . I wurde

eingetragen :
a.) Seite 28 . Hermann Friedrich

Köbele , Lithographie in Lahr und
Frieda Elisabetha Emilie , geb. Schaab .
Die Eheleute haben durch Ehevertrag
vom 19 . v . Mts . die Errungenschafts¬
gemeinschaft gemäß 88 1519 ff. des B .
G .B . festgesetzt.

b ) Seite 29 . Rudolf Wanke l , Gr .
Forstassessor hier und Gertrud , geb.
Heidlauff . Die Ehegatten wählen als
Norm des ehelichen Güterrechts die Er¬
rungenschaftsgemeinschaft gemäß 881519
ff. des B .G .B .

e ) Seite 30 . Gottlieb Hirrst er ,
Landwirth in Kürzell und Anna Maria ,
geb. Biegert . Die Eheleute wählen als
Norm des ehelichen Güterrechts die Er¬
rungenschaftsgemeinschaft der 88 1519 ff .
des B . G .B .

ck) Seite 31 . Gustav Adolf Meurer ,
Schreinermeister in Lahr und Maria
Klara , geb . Gerling . Durch Ehevertrag
vom 10 . v. Mts . haben die Eheleute
die Errungenschaftsgemeinschaft gemäß
88 1519 ff ! B .G .B . festgesetzt.

o) Seite 32 . Adolf Müller ,
Drechsler in Lahr und Marie , geb .
Kopf . Die genannten Eheleute haben
durch Ehevertrag vom 16 . v . Mts . die Er - !
rungenschaftsgemeinschaft gemäß 881519
ff. B .G .B . festgesetzt. Vorbehaltsgut
der Ehefrau sind die nach Artikel 3 8
des Ehevertrags ( Verzeichmß bei den
Registerakten ) von derselben in die Ehe
eingebrachten Fahrnisse im Anschläge
von 915 M . und ist die Verwaltung
und Nutznießung des Ehemannes an
denselben ausgeschlossen.

Lahr , den 30 . Juni 1900 .
_ Großh Amtsgericht .

Mosbach . C,159
Güterrechtsrcgister O .Z . 24 . Ger¬

ald , Jakob Adam , Schreiner in
ecknrelz und Elise , geb. Arnold . Er¬

rungenschaftsgemeinschaft nach 88 1519
ff . B .G .B . Mosbach , den 23 . Juni 1900 .
Gr . Amtsgerichts

N

Mosbach . C .158
Eüterrechtsregister . Hegele , Josef

Karl , Landwirth in Allfeld und Ka¬
tharina , geb. Holzschuh . Allgemeine
Gütergemeinschaft . Der überlebende
Ehetheil ist berechtigt , die ganze Ge-
meinschaftsmaffe bei Ableben des An¬
dern um den öffentlichen Anschlag zu
Eigenthum zu übernehmen . Mosbach ,
den 12 . Juni 1900 . Gr . Amtsgericht .

Philippsburg . C .203
In das Güterrechtsregister Band I ,Seite 1 wurde eingetragen :
Hamberger , Max , Apotheken -

Besitzer in Philippsburg und Anita ,
geb . Bomann .

Durch Vertrag vom 5 . Juni 1900
ist Errungenschaftsgemeinschaft nach den
Bestimmungen der 88 1519 ff . des B .
G .B . vereinbart .

Dabei find für Borbehaltsgut der
Ehefrau erklärt :

1 . Die Forderung von 50000 M .,die ihr laut Schuldbekenntniß
mit Unterpfandsverschreibung des
Amtsgerichts Philippsburg vom
2 . Juni 1900 für baares Dar¬
lehen an ihren künftigen Ehe¬
gatten bereits zusteht .

2 . Die fämmtlichen Mobilien häus¬
licher Einrichtung , Gebrauchs¬
gegenstände , Wäsche , Kleidungs¬
stücke und Schmucksachen, über¬
haupt ihre ganze Ausstattung .

3 . Alle Hochzeitsgeschenke, welche von
Verwandten oder Freunden der
künftigen Ehegattin herrühren ,
einerlei , ob dieselben der Ehegattin
allein oder den beiden Ehegatten
geschenkt find .

4 . Alles , was der Ehefrau künftig
durch Erwerb von Todeswegen
oder unentgeltliche Zuwendung
unter Lebenden an Mobilien der
sud 2 erwähnten Art zufällt .

Philippsburg , den 20 . Juni 1900 .
Großh . Amtsgericht .

Radolfzell . C,204
In das Güterrrechtsregister wurde

zu Band I eingetragen :
Seite 39 . Grüninger , Heinrich ,

Landwirth in Bankholzen und Ange¬
lika , geb. Bruttel -

Nr . 1 . Durch Vertrag vom 27 . Juni
l . Js . wurde unter Aufhebung der bis¬
herigen Errungenfchaftsgemeinschaft des
badischen Landrschts die Verwaltung
und Nutznießung des Mannes ausge¬
schlossen und als Güterstand die Güter¬
trennung des B G .B . bestimmt .

Radolfzell , den 28 . Juni 1900 .
Gr . Amtsgericht .

Staufen . C,155 !
Zum Gütcrrechtsregister wurde ein - -

getragen :
1 . Straßeuwart Bernhard Bau - ;

mann und dessen Ehefrau Katharina ^
geb . Schmidt in Eschbach. !

In 8 2 des Ehevertrages vom 9 . Mai
1900 ist Gütertrennung nach 88 1426 ff . !
B .G .B . festgesetzt. j

2 . Kaufmann Hermann Rimmels - :
Pacher in Staufen und Marie Wil - i
helmine , geb. Geitz. >

Im Ehevertrag vom 23 . Juni 1900
ist die Errungenschaftsgemeinschaft nach §
88 1519 ff . B .G .B . festgesetzt . ^

Großh . Amtsgericht Staufen . ;

Ueberlingen . C,82
Zum diesseitigen Güterrechtsregister

Band I , Seite 25 wurde heute einge¬
tragen :

Mattausch , Friedrich , Kaufmann
in Ueberlingen und Rosa , geb. Bentele .

Unter den Eh 'gatten besteht infolge
der am 20 . Dezember 1897 ohne Er¬
richtung eines Ehevertrages erfolgten
Eheschließung die gesetzliche Güterge¬
meinschaft des badischen Landrechts .

Ueberlingen , den 27 . Juni 1900 .
Gr . Amtsgericht .

Villingen . C,226
In das Güterrechtsregister wurde

in Band I eingetragen :
Seite 53 . Gressenbuch , Wilhelm ,

Reserveführer zu Äillingen und Wil¬
helmine geb. Bode haben laut Ehevertrag
vom 21 . April 1900 Errungenschafts¬
gemeinschaft bestimmt .

Seite 54 . Neukum , Karl Albert ,
Spediteur zu Villingen und Mathilde ,
geb . Bär haben durch Ehevertrag vom
26 . Mai d . IS . die Errungenschafts¬
gemeinschaft vereinbart .

Seite 55 . Besch , Johann Georg ,
Uhrmacher zu Erdmannsweiler : und
Barbara , geb. Bähler haben durch Ehe¬
vertrag vom 5 . Juni 1900 die Er -
ruugenschaftsgemeinschaft bestimmt .

Seite 56 Kern , Adolf , Landwirth
zu Vöhrenbach und Marie , geb. Faller
haben durch Ehevertrag vom 6 . Juni
1900 die allgemeine Gütergemeinschaft
bestimmt .

Seite 57 . Kreuz , Clemens , Land¬
wirth zu Langenbach und Maria , geb.
Duffner .

Mrt Urtheil Gr . Amtsgerichts hier
vom 11 . April 1900 wurde die Ehefrau
für berechtigt erklärt , ihr Vermögen
von dem ihres Ehemannes abzusondern .
Der Vollzug hat durch notarielle Ur¬
kunde vom 30 . Mai d . I . stattgefunden .

Villingen . den 29 . Juni 1900 .
Großh Amtsgericht .

Waldshut . C .105
In das Güterrechtsregister wurde

eingetragen :
Durch Vertrag vom 30 . Mai 1900

ist zwischen Bernhard Granacher ,
Landwirth und Schreiner und Helene
Leber , beide in Oberalpfen , die Er¬
rungenschaftsgemeinfchaft gemäß 881519
ff . B .G .B . vereinbart .

Waldshut , den 23 . Juni 1900 .
Gr . Amtsgericht .

Sinsheim . C,104
Nr . 9572 . Zum diesseitigen Güter¬

rechtsregister Band I wurde heute ein¬
getragen : _ _

Weinheim . C,129
Nr . 8067 . In das Güterrechtsregister

Band I , Seite 7 , Nr . 1 wurde heute
eingetragen : ^ ^

Schmitt , Johannes . Fabrikarbeiter
in Sulzbach und Anna Maria , geb.
Krämer . Durch Ehevertrag vom 10.
Mai 1900 ist die Errungenschaftsae -
meinschaft gemäß 88 1519 ff . B .G .B .
vereinbart worden . Als Vorbehaltsgut
der Ehefrau wurden erklärt baares
Geld ( väterliche Schenkung ) im Betrage
von 1060 M . und die in dem bei den
Registerakten befindlichen Verzeichnisse
einzeln aufgeführten Gegenstände (Mö¬
bel , Kleider und Weißzeug ) im Werth¬
anschlag von 490 M .

Weinheim , den 25 . Jum 1900 .
Großh . Amtsgericht I ._

Druck und Verlag der G . Brann ' schen Hvfbvchdruckcrei in Karlsruhe .
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